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mus mit den Erkenntnissen von Wissenschaft und Technik, 
zur investitionsarmen und Arbeitskräfte freisetzenden Ra­
tionalisierung, zum sparsamsten Umgang mit Rohstoffen 
und Materialien, zur Erhöhung des Bildungs- und Kultur­
niveaus und der Entwicklung der Arbeite- und Lebensbe­
dingungen beizutragen.

In der 7. Wahlperiode der Volkskammer fanden ca. 700 
Ausschußsitzungen, Arbeitsgruppenberatungen, operative 
Einsätze und spezielle Untersuchungen in Wahlkreisen 
statt. Im Mittelpunkt standen die gründliche Vorbereitung 
auf die Beratung der vom Präsidium der Volkskammer 
überwiesenen Gesetzentwürfe und die ständige Kontrolle 
der Durchführung der Volkswirtschaftspläne und anderer 
grundlegender Gesetze. Dem galten auch die Untersuchun­
gen und Beratungen von Arbeitsgruppen der Ausschüsse 
mit Werktätigen aus allen Bereichen der Volkswirtschaft, 
des Bildungswesens, der Kultur, des Gesundheitswesens 
und der Wissenschaft. Gerade diese Arbeitsweise trug auch 
in den zurückliegenden Jahren dazu bei, daß die Meinun­
gen, Vorschläge und Hinweise vieler Bürger in die Be­
schlußfassung der Volkskammer einfließen konnten sowie 
wertvolle Erfahrungen der Werktätigen und ihrer Kollek­
tive verallgemeinert und von den zuständigen Staats- und 
Wirtschaftsorganen ausgewertet wurden.

So befaßte sich der Verfassungs- und Rechtsausschuß 
u. a. mit der Verwirklichung der Stadtordnungen. Abgeord­
nete informierten sich zuvor in Aue, Eisenhüttenstadt, 
Leipzig, Neubrandenburg und Frankfurt (Oder) über Fra­
gen von Ordnung und Sicherheit.9 Mehrere Ausschüsse 
überprüften die Realisierung des Jugendgesetzes. Der Aus­
schuß für Arbeit und Sozialpolitik untersuchte, wie das 
gesellschaftliche Arbeitsvermögen genutzt wird. Im Kreis 
Ilmenau stand die Entwicklung der Arbeite- und Lebens­
bedingungen von Schichtarbeitern im Mittelpunkt einer 
Nachkontrolle des Ausschusses für Eingaben der Bürger.

Die Ausschüsse haben ihrerseits verallgemeinerte Er­
fahrungen und Probleme aus ihren Untersuchungen und 
Beratungen den zuständigen Organen des Ministerrates 
übermittelt. Es entwickelte sich zur ständigen Arbeitsweise, 
daß die Ausschüsse von den Organen des Ministerrates 
wiederum über die Auswertung bzw. Erledigung der unter­
breiteten Vorschläge und Hinweise unterrichtet wurden.

Verstärktes Gewicht wurde darauf gelegt, die Tätigkeit 
der Ausschüsse eng mit der massenpolitischen Arbeit der 
Abgeordneten und Nachfolgekandidaten in ihren Wahlkrei­
sen zu verbinden. So wurden Arbeitsvorhaben der Aus­
schüsse zu Gesetzentwürfen und zur Kontrolle der Durch­
führung der Gesetze auch von den Ausschußmitgliedern 
in ihren Wahlkreisen.und Wirkungsbereichen erfüllt.

Die immer engere Verbindung der Volkskammer mit 
den Bürgern ist von grundsätzlicher Bedeutung für die 
Wahrnehmung ihrer Funktion als oberstes staatliches 
Machtorgan unseres sozialistischen Staates.

Die Entwicklung der interparlamentarischen Beziehungen

Die interparlamentarischen Beziehungen der Volkskammer 
werden entsprechend den in Art. 6 der Verfassung festge­
legten Prinzipien der Außenpolitik realisiert und sind 
fester Bestandteil der außenpolitischen Aktivitäten der 
DDR.

Die Volkskammer leistete auch in der zu Ende gehen­
den Wahlperiode einen wichtigen Beitrag im weltweiten 
Kampf um Frieden, Abrüstung und Entspannung. Parla­
mentarier aus Staaten mit unterschiedlichen Gesellschafts­
ordnungen besuchten die DDR. Diese sowie Reisen der 
Volkskammerabgeordneten ins Ausland trugen zum besse­
ren gegenseitigen Verstehen und zur Völkerverständigung 
bei. Studien- und Erfahrungsaustausche, Beratungen der 
Präsidenten der obersten Volksvertretungen der sozialisti­
schen Bruderländer und Treffen der Vorsitzenden der 
Interparlamentarischen Gruppen bereicherten das Zusam­
menwirken auch der Volksvertreter der Länder der sozia­
listischen Staatengemeinschaft untereinander, insbesondere

auch bei der Unterstützung und Durchsetzung der abge­
stimmten Außenpolitik, wie sie besonders als umfassende 
Friedensinitiative auf dem XXVI. Parteitag der KPdSU 
sichtbar wird. Von der Entwicklung der sozialistischen De­
mokratie und dem Leben im ersten sozialistischen deut­
schen Staat konnten sich mehr als 30 offizielle Parlaments­
delegationen und über 1000 Parlamentarier, die an der 
67. Konferenz der Interparlamentarischen Union teilnah- 
men, überzeugen. Die Volkskammer empfing z. B. 
Delegationen aus Finnland, den Niederlanden, Frankreich, 
Mocambique, der Koreanischen Demokratischen Volksre­
publik, Schweden, Dänemark, Österreich und Brasilien.

In der 7. Wahlperiode reisten 21 offizielle Delegationen 
der Volkskammer auf Einladung zu Parlamenten anderer 
Staaten bzw. zur Teilnahme an Konsultativtreffen der 
Vorsitzenden der Parlamente der Warschauer Vertrags­
staaten. Delegationen des Ausschusses für Auswärtige 
Angelegenheiten und Delegationen Parlamentarischer 
Freundschaftsgruppen weilten im Ausland. Delegationen 
der Interparlamentarischen Gruppe der DDR nahmen an 
14 von der Interparlamentarischen Union einberufenen 
Tagungen und Konferenzen teil.

Im Vordergrund der interparlamentarischen Arbeit der 
Volkskammer stand die Entwicklung der Beziehungen 
zwischen den Parlamenten der sozialistischen Bruderlän­
der zur Erfahrungsvermittlung und zur Durchsetzung der 
Politik der Staaten der sozialistischen Gemeinschaft zu 
entscheidenden außenpolitischen Problemen. Die vordring­
liche Aufgabe ist, das Friedensprogramm der sozialisti­
schen Staatengemeinschaft zu propagieren und einen 
wesentlichen Beitrag im weiteren Kampf um die Fort­
setzung der Friedens- und Entspannungspolitik zu leisten.

In der Zeit verstärkter Konfrontation durch die Hoch­
rüstungspolitik der Imperialisten gestaltete sich die 
67. Jahreskonferenz der Interparlamentarischen Union, die 
im September 1980 Parlamentarier aus 87 Ländern und 
Vertreter von 15 internationalen Organisationen in Berlin, 
Hauptstadt der DDR, zusammenführte, zu einem politischen 
Ereignis von internationalem Rang. Auf diesem Weltforum 
brachte die Mehrheit der Parlamentarier ihren Willen zum 
Ausdruck, sich für Sicherheit und friedliche Lösung von 
Konflikten einzusetzen.

Der Generalsekretär des Zentralkomitees der SED und 
Vorsitzende des Staatsrates der DDR, Erich H o n e c k e r ,  
bekräftigte als Schirmherr der Konferenz den festen, un­
beugsamen Willen der DDR, die Politik des Friedens, der 
Entspannung und Abrüstung, wie sie in den Vorschlägen 
der Staaten des Warschauer Vertrags enthalten ist, konse­
quent fortzusetzen. Die Konferenz hat dazu beigetragen, 
im Geiste der friedlichen Koexistenz von Staaten unter­
schiedlicher Gesellschaftssysteme Meinungen zu grundle­
genden Fragen unserer Zeit auszutauschen. Sie bot den 
Parlamentariern aus allen Teilen der Welt Gelegenheit, 
sich mit der Friedenspolitik der DDR und ihren Errungen­
schaften beim Aufbau des Sozialismus bekannt zu machen.
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